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In seinem Urteil im Fall Sokolowski gegen Russland hat der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) seine Rechtsprechung zur freien
Meinungsäußerung und religionsbezogener Hassrede im Online-Umfeld
angewandt und präzisiert (siehe auch Lenis gegen Griechenland, IRIS 2023-9/21
und Tagiyev und Huseynov gegen Aserbaidschan , IRIS 2020-2/16). Er stellte einen
Verstoß gegen Artikel 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK)
fest, weil der beschwerdeführende Blogger, Ruslan Gennadjewitsch Sokolowski,
unter Missachtung seines Rechts auf freie Meinungsäußerung verurteilt worden
war. Der EGMR befand, dass die Sanktionen, die wegen Verletzung der Gefühle
von Gläubigen und Aufstachelung zum Hass gegen eine gesellschaftliche Gruppe
in einer Reihe von Videobotschaften gegen Sokolowski verhängt wurden, von den
innerstaatlichen Justizbehörden nicht stichhaltig begründet worden waren. Er
entschied einstimmig, dass die strafrechtliche Verfolgung und Verurteilung von
Sokolowski einen unverhältnismäßigen Eingriff darstellten, der in einer
demokratischen Gesellschaft nicht notwendig war.

Der Fall betrifft die Strafverfolgung von Sokolowski, einem Content Creator und
Blogger. Zum maßgeblichen Zeitpunkt hatte sein YouTube-Kanal
470.000 Abonnenten. Er wurde wegen einer Reihe von Videos verurteilt, die 2015
und 2016 auf einem YouTube-Kanal gepostet wurden und verschiedene Themen
behandelten. Die Videos enthielten Sokolowskis Kommentare zum Ausschluss
einer atheistischen Gruppe aus einem sozialen Netzwerk in der
Tschetschenischen Republik, Kommentare zu Hassmails, die er von Gläubigen
erhalten hatte, und seine Kritik an der Russisch-Orthodoxen Kirche. Er tätigte
auch Äußerungen, in denen er die Existenz von Jesus und des Propheten
Mohammed infrage stellte. Eins der Videos zeigte Sokolowski beim Pokémon-
Spielen in einer Kirche. Er wurde gemäß den Bestimmungen des russischen
Strafgesetzbuchs wegen der Straftatbestände der „öffentlichen Handlungen, die
religiöse Überzeugungen verunglimpfen“, und „Aufstachelung zu Hass oder
Feindseligkeit“ strafrechtlich verfolgt und verurteilt. Die russischen Gerichte
vertraten die Auffassung, dass die betreffenden Videos extremistische
Handlungen darstellten, die darauf abzielen, zu Hass oder Feindseligkeit
gegenüber Einzelpersonen aufzustacheln, die aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu
bestimmten ethnischen, religiösen oder sozialen Gruppen zur Zielscheibe werden.
Sokolowski wurde zu dreieinhalb Jahren Freiheitsstrafe verurteilt, die für zwei
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Jahre zur Bewährung ausgesetzt wurde. Außerdem wurde angeordnet, dass die
Videos aus dem Internet entfernt werden.

In seiner Beschwerde beim EGMR machte Sokolowski geltend, dass seine Videos
zwar provokant seien, aber weder beabsichtigten, zu Gewalt und Hass
aufzustacheln, noch zu einer entsprechenden Anstiftung führten. Er beschwerte
sich insbesondere über die Uneindeutigkeit der Artikel 148 und 282 des
russischen Strafgesetzbuchs, gemäß denen er verurteilt wurde, und
argumentierte, dass die innerstaatlichen Gerichte seine Äußerungen – die, wie er
behauptete, kritische Bemerkungen zu zahlreichen aktuellen Themen gewesen
seien – als extremistisch und beleidigend gegenüber gläubigen Menschen
auslegten. Sokolowski brachte vor, dass die betreffenden Äußerungen, auch wenn
sie teilweise in äußerst kontroverser Form erfolgten, von öffentlichem Interesse
gewesen seien. ARTICLE 19 und das Menschenrechtszentrum der Universität Gent
reichten 2020 gemeinsam eine Stellungnahme als Drittbeteiligte (TPI) beim
Europäischen Gerichtshof ein, in der sie den Unterschied zwischen Verboten von
Blasphemie und Religionsbeleidigung (welche gemäß internationalen
Menschenrechtsnormen nicht zulässig sind) und Aufstachelung zu Hass,
Feindseligkeit und Gewalt (zu deren Verbot die Staaten gemäß internationalen
Menschenrechtsnormen verpflichtet sind) betonten. In der TPI wird der EGMR
aufgefordert, festzustellen, dass die Kriminalisierung der Religionsbeleidigung
zum Schutz der Gefühle von Gläubigen, ohne dass es sich bei letzterer um
Aufstachelung zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt handelt, einen
Verstoß gegen Artikel 10 der EMRK darstellt.

In seinem Urteil vom 4. Juni 2024 bestätigte der EGMR zunächst, dass die
Missbrauchsklausel von Artikel 17 der EMRK, die letztlich den Schutz von
Sokolowski gemäß Artikel 10 aufheben würde, nur ausnahmsweise und in
Extremfällen angewendet werden könne, in denen unmittelbar klar ist, dass mit
den strittigen Äußerungen beabsichtigt war, das Recht auf freie
Meinungsäußerung von seinem eigentlichen Zweck zu entfremden, und diese
offensichtlich im Widerspruch zu den Werten der EMRK standen. Der EGMR
befand, dass Sokolowskis Kommentare, obgleich sie von Teilen der Öffentlichkeit
als ungehörig betrachtet werden könnten, nicht den Grad an Virulenz erreichten,
der eine Anwendung von Artikel 17 der EMRK rechtfertigt.

Der Gerichtshof erkannte zwar an, dass der Eingriff in Sokolowskis Recht auf freie
Meinungsäußerung gesetzlich vorgeschrieben war und dem Schutz der
öffentlichen Ordnung, der Moral und der Rechte anderer diente, stellte aber
letztendlich fest, dass seine Verurteilung durch die russischen Gerichte in einer
demokratischen Gesellschaft nicht notwendig war. Er erinnerte daran, dass die
bloße Tatsache, dass eine Bemerkung von bestimmten Einzelpersonen oder
Personengruppen als anstößig oder beleidigend empfunden werden kann, nicht
bedeute, dass es sich um „Hassrede“ handelt. Obgleich derartige Gefühle
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verständlich seien, könnten diese alleine nicht die Grenzen der freien
Meinungsäußerung bestimmen. Anstößige Sprache dürfe nicht als geschützte
Rede betrachtet werden, wenn sie einer willkürlichen Verunglimpfung
gleichkommt, doch der Gebrauch vulgärer Ausdrücke an sich sei nicht
entscheidend bei der Beurteilung eines anstößigen Ausdrucks, da er aus rein
stilistischen Gründen verwendet werden könne. Der Stil sei Teil der
Kommunikation und ebenso geschützt wie der Inhalt der zum Ausdruck
gebrachten Ideen und Informationen.

Der EGMR nahm insbesondere auf die Tatsache Bezug, dass die innerstaatlichen
Gerichte sich im Wesentlichen auf die Aussagen der beiden Zeugen der Anklage
stützten, von denen einer bei der Anhörung abwesend war, während die Identität
der anderen Zeugin geheim gehalten wurde, sowie auf die Schlussfolgerungen
eines multidisziplinären Kompetenzteams, das vom Ermittler beauftragt worden
war. Er stellte fest, dass die innerstaatliche Richterschaft Sokolowskis Äußerungen
nicht im Lichte des Inhalts der Videos als Ganzes analysiert und auch nicht den
Kontext untersucht habe, in dem die Videos entstanden.

Sie hätten sich darauf beschränkt, in ihren Entscheidungen auf der Grundlage der
oben erwähnten Schlussfolgerungen der Sachverständigen aus ihrem
unmittelbaren Zusammenhang gerissene kurze Sätze oder Ausdrücke
wiederzugeben. Es sei auch kein Versuch unternommen worden, zu ermitteln, ob
die Äußerungen Sokolowskis, selbst wenn sie scharf oder vulgär formuliert waren,
Teil einer Debatte von allgemeinem Interesse waren oder durch einen Stil
gerechtfertigt werden konnten, der für seine Tätigkeit als Blogger charakteristisch
ist, und sich an ein junges Publikum richtet. Der EGMR merkte an, dass
Sokolowskis Verteidigung von den innerstaatlichen Gerichten nicht geprüft
worden sei und ihm somit verfahrensrechtliche Schutzmaßnahmen vorenthalten
worden seien, in deren Genuss er hätte kommen sollen.

Schließlich gebe es keine Anhaltspunkte, dass die Videos Aufrufe zu illegalen oder
gewalttätigen Handlungen enthielten, und der EGMR erinnerte daran, dass die
Eindämmung einer rein spekulativen Gefahr als Präventionsmaßnahme zum
Schutz der Demokratie nicht als Reaktion auf ein „dringende gesellschaftliche
Notwendigkeit“ angesehen werden könne. Er stellte außerdem fest, dass die
innerstaatlichen Gerichte nicht untersucht hätten, ob durch Sokolowskis
Äußerungen willkürlich religiöse Überzeugungen angegriffen wurden oder ob sie
zu Respektlosigkeit oder Hass gegenüber der Orthodoxen Kirche aufstachelten.
Der EGMR kam zu dem Schluss, dass die innerstaatlichen Gerichte keine Normen
anwendeten, die mit den in Artikel 10 der EMRK festgelegten Grundsätzen im
Einklang stehen, und daher keine „stichhaltigen und ausreichenden“ Gründe zur
Rechtfertigung des betreffenden Eingriffs anführten. Folglich liege ein Verstoß
gegen Artikel 10 der EMRK vor.
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Judgment by the European Court of Human Rights, Third Section, in the
case Sokolovskiy v. Russia, Application no. 618/18, 4 June 2024

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-233984

Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, Dritte Sektion, im Fall
Sokolowski gegen Russland, Beschwerde Nr. 618/18, 4. Juni 2024
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